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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die vom Rat am 21. Oktober 2010 

gemäß Artikel 148 Absatz 4 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union verabschiedeten 

beschäftigungspolitischen Leitlinien und 

die gemäß Artikel 121 des Vertrags 

angenommenen Grundzüge der 

Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und 

der Union bilden gemeinsam die 

integrierten Leitlinien von Europa 2020. 

Das Programm soll zur Anwendung der 

integrierten Leitlinien von Europa 2020 – 

vor allem der Leitlinien 7, 8 und 10 – 

beitragen und gleichzeitig die Umsetzung 

der Leitinitiativen unterstützen, mit 

besonderem Augenmerk auf „Europäische 

Plattform gegen Armut und soziale 

Ausgrenzung“, „Agenda für neue 

Kompetenzen und 

Beschäftigungsmöglichkeiten“ und 

„Jugend in Bewegung“. 

(3) Die vom Rat am 21. Oktober 2010 

gemäß Artikel 148 Absatz 4 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union verabschiedeten 

beschäftigungspolitischen Leitlinien und 

die gemäß Artikel 121 des Vertrags 

angenommenen Grundzüge der 

Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und 

der Union bilden gemeinsam die 

integrierten Leitlinien von Europa 2020. 

Das Programm soll zur Anwendung der 

integrierten Leitlinien von Europa 2020 – 

vor allem der Leitlinien 7, 8 und 10 – 

beitragen und gleichzeitig die Umsetzung 

der Leitinitiativen unterstützen, mit 

besonderem Augenmerk auf „Europäische 

Plattform gegen Armut und soziale 

Ausgrenzung, „Agenda für neue 

Kompetenzen und 

Beschäftigungsmöglichkeiten“, die 

europäische Strategie für die 

Gleichstellung von Frauen und Männern 

2010-2015 und „Jugend in Bewegung“. 

 

Änderungsantrag 2 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Im Einklang mit der europäischen 

Strategie für die Gleichstellung von 

Frauen und Männern 2010-2015 sollte 

die Union das Potenzial von Frauen 

besser ausschöpfen und somit einen 

Beitrag zu den wirtschafts- und 

sozialpolitischen Globalzielen der Union 

leisten, indem mehr Frauen auf den 

Arbeitsmarkt und in hochwertige 

Arbeitsplätze gebracht werden. 

Insbesondere sind die 

Beschäftigungsquoten älterer Frauen, 

Alleinerziehender, Frauen mit einer 

Behinderung, Migrantinnen und Frauen, 

die ethnischen Minderheiten angehören, 

noch immer sehr niedrig, und deshalb 

müssen die nach wie vor bestehenden 

Unterschiede zwischen Männern und 

Frauen in quantitativer wie qualitativer 

Hinsicht abgebaut werden. Von der 

Europäischen Kommission selbst 

vorgelegte neuere Berichte über das 

Ausmaß der Einhaltung der Charta der 

Grundrechte sowie die Arbeiten über 

Governance und Nachhaltigkeit der 

Weltbank oder der Vereinten Nationen 

sind davon überzeugt, dass die 

Einbeziehung der Frauen in den 

Arbeitsmarkt und vor allem die 

Gleichstellung bei den politischen 

Entscheidungsprozessen der Transparenz 

und Teilhabe förderlich sind und die 

Korruption verringern. Ferner ist die 

Teilhabe von Frauen an Unternehmen 

und Entscheidungen im wirtschaftlichen 

und unternehmerischen Bereich ein 

anerkannter Faktor zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit, der Produktivität 

und der Innovation.  

 

 

Änderungsantrag 3 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Im Einklang mit der Strategie 

Europa 2020 sollte das Programm bei der 

Förderung von Beschäftigung und der 

Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung 

und Armut einen kohärenten Ansatz 

verfolgen. Seine Umsetzung sollte 

rationalisiert und vereinfacht werden – 

insbesondere mittels gemeinsamer 

Bestimmungen, darunter u. a. allgemeine 

Ziele, Typologie von Aktionen sowie 

Monitoring und Evaluierung. Der 

Schwerpunkt des Programms sollte auch 

auf großen Projekten mit einem klaren EU-

Mehrwert liegen, so dass eine kritische 

Masse erreicht und die Verwaltungslast für 

die Empfänger/innen und die Kommission 

reduziert wird. Darüber hinaus sollten 

vereinfachte Finanzierungsoptionen 

(Pauschalbeträge und Pauschalsätze) 

extensiver genutzt werden, vor allem im 

Hinblick auf die Umsetzung der 

Mobilitätsprogramme. Das Programm 

sollte zentrale Anlaufstelle für 

Mikrofinanzanbieter sein und Finanzmittel 

für Mikrokredite, Kapazitätenaufbau und 

technische Unterstützung bieten. 

Schließlich sollte das Programm einen 

gewissen Spielraum für die 

Haushaltsführung offenlassen, damit auf 

politische Prioritäten reagiert werden kann. 

Dies sollte durch Einrichtung einer Reserve 

erfolgen, die jährlich zugewiesen wird. 

(5) Das Programm sollte bei der 

Förderung von Beschäftigung und der 

Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung 

und Armut einen kohärenten Ansatz 

verfolgen und dabei stets das Ziel der 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

und das Gender Mainstreaming im Blick 

behalten. Seine Umsetzung sollte 

rationalisiert und vereinfacht werden – 

insbesondere mittels gemeinsamer 

Bestimmungen, darunter u. a. allgemeine 

Ziele, Typologie von Aktionen sowie 

Monitoring und Evaluierung. Der 

Schwerpunkt des Programms sollte auch 

auf großen Projekten mit einem klaren EU-

Mehrwert liegen, so dass eine kritische 

Masse erreicht und die Verwaltungslast für 

die Empfänger/innen und die Kommission 

reduziert wird. Darüber hinaus sollten 

vereinfachte Finanzierungsoptionen 

(Pauschalbeträge und Pauschalsätze) 

extensiver genutzt werden, vor allem im 

Hinblick auf die Umsetzung der 

Mobilitätsprogramme. Das Programm 

sollte zentrale Anlaufstelle für 

Mikrofinanzanbieter sein und Finanzmittel 

für Mikrokredite, Kapazitätenaufbau und 

technische Unterstützung bieten. 

Schließlich sollte das Programm einen 

gewissen Spielraum für die 

Haushaltsführung offenlassen, damit auf 

politische Prioritäten reagiert werden kann. 

Dies sollte durch Einrichtung einer Reserve 

erfolgen, die jährlich zugewiesen wird. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Die Sozialpolitik der Union sorgt ganz 

entscheidend dafür, dass es 

Mindeststandards gibt und sich die 

Arbeitsbedingungen in der Union laufend 

verbessern. Die Union spielt eine wichtige 

Rolle sowohl bei der den Grundsätzen der 

intelligenten Rechtsetzung entsprechenden 

Anpassung des Rechtsrahmens an sich 

ändernde Arbeitsmodelle und neue 

Gesundheits- und Sicherheitsrisiken als 

auch bei der Finanzierung von 

Maßnahmen, die die Einhaltung der 

Unionsvorschriften zum Schutz der 

Arbeitnehmerrechte verbessern. 

(8) Die Sozialpolitik der Union sorgt ganz 

entscheidend dafür, dass es 

Mindeststandards gibt und sich die 

Arbeitsbedingungen in der Union laufend 

verbessern. Die Union spielt eine wichtige 

Rolle sowohl bei der den Grundsätzen der 

intelligenten Rechtsetzung entsprechenden 

Anpassung des Rechtsrahmens an sich 

ändernde Arbeitsmodelle und neue 

Gesundheits- und Sicherheitsrisiken als 

auch bei der Finanzierung von 

Maßnahmen, die die Einhaltung der 

Unionsvorschriften zum Schutz der 

Arbeitnehmerrechte verbessern, ohne die 

Notwendigkeit sowohl für Männer als 

auch für Frauen, Beruf und Familie zu 

vereinbaren, zu vergessen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Das Programm sollte auch der 

Tatsache Rechnung tragen, dass die 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen die 

Flexibilisierung von Arbeitszeit und 

Arbeitsformen, die Schaffung von 

Familienbetreuungsdiensten, vermehrte 

Freistellungen und andere Maßnahmen 

zur Unterstützung berufstätiger Eltern 

beinhaltet. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Fehlender Zugang zu Finanzierung ist (14) Fehlender Zugang zu Finanzierung ist 
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einer der Hauptgründe, warum 

Unternehmensgründungen, vor allem in der 

Gruppe der arbeitsmarktfernsten 

Menschen, scheitern. Die Bemühungen auf 

nationaler und auf Unionsebene in diesem 

Bereich müssen intensiviert werden, um 

das Angebot an Mikrofinanzierungen zu 

erhöhen und die Nachfrage seitens 

derjenigen zu befriedigen, die sie am 

meisten benötigen, insbesondere 

Arbeitslose und sozial schwache Personen, 

die ein Kleinstunternehmen gründen oder 

aufbauen wollen, einschließlich auf Basis 

einer selbstständigen Tätigkeit, die aber 

keinen Zugang zu Finanzmitteln haben. 

Als erster Schritt haben das Europäische 

Parlament und der Rat 2010 das 

Mikrofinanzierungsinstrument eingerichtet. 

einer der Hauptgründe, warum 

Unternehmensgründungen, vor allem in der 

Gruppe der arbeitsmarktfernsten 

Menschen, scheitern. Die Bemühungen auf 

nationaler und auf Unionsebene in diesem 

Bereich müssen intensiviert werden, um 

das Angebot an Mikrofinanzierungen zu 

erhöhen und die Nachfrage seitens 

derjenigen zu befriedigen, die sie am 

meisten benötigen, insbesondere 

Arbeitslose, Frauen und sozial schwache 

Personen, die ein Kleinstunternehmen 

gründen oder aufbauen wollen, 

einschließlich auf Basis einer 

selbstständigen Tätigkeit, die aber keinen 

Zugang zu Finanzmitteln haben, unter 

besonderer Berücksichtigung der 

Förderung der unternehmerischen 

Initiative bei Frauen, wobei in der Union 

nur 1 von 10 Frauen Unternehmerin ist 

gegenüber 1 von 4 Männern. Auf diesem 

Gebiet kann weibliches Unternehmertum, 

das durch einen erleichterten Zugang zu 

Mikrokrediten über 

Finanzierungsmöglichkeiten, wozu 

beispielsweise das Europäische Progress-

Mikrofinanzierungsinstrument zählt, 

ermöglicht wird, erheblich dazu 

beitragen, 75% Frauenerwerbstätigkeit zu 

erreichen, wie in der Strategie Europa 

2020 festgelegt.  Als erster Schritt haben 

das Europäische Parlament und der Rat 

2010 das Mikrofinanzierungsinstrument 

eingerichtet. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Damit Mikrofinanzierungen auf dem 

jungen Mikrofinanzierungsmarkt der 

Union in höherem Maße zur Verfügung 

stehen, muss die institutionelle Kapazität 

von Mikrofinanzanbietern und vor allem 

(15) Damit Mikrofinanzierungen auf dem 

jungen Mikrofinanzierungsmarkt der 

Union in höherem Maße zur Verfügung 

stehen, muss die institutionelle Kapazität 

von Mikrofinanzanbietern und vor allem 
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von Mikrofinanzierungsinstituten, die 

keine Banken sind, ausgebaut werden – im 

Einklang mit der Kommissionsmitteilung 

„Eine europäische Initiative zur 

Entwicklung von Kleinstkrediten“. 

von Mikrofinanzierungsinstituten, die 

keine Banken sind, ausgebaut werden – im 

Einklang mit der Kommissionsmitteilung 

„Eine europäische Initiative zur 

Entwicklung von Kleinstkrediten“ und 

dem Bericht der Kommission „Promotion 

of Women Innovators and 

Entrepreneurship“1.  

 _____________ 

 1 GD Unternehmen und Industrie, 

Europäische Kommission, 25. Juli 2008 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Gemäß den Artikeln 8 und 10 des 

Vertrags sollten alle Aktivitäten im 

Rahmen des Programms die Ziele des 

Gender Mainstreaming und der 

Nichtdiskriminierung fördern. Um die Art, 

wie mit Gleichstellungs- und 

Nichtdiskriminierungsfragen im Rahmen 

der Programmaktivitäten umgegangen 

wird, zu bewerten, sollten die Aktivitäten 

regelmäßig kontrolliert und evaluiert 

werden. 

(18) Gemäß den Artikeln 8 und 10 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union müssen die 

Kommission und die Mitgliedstaaten 

gewährleisten, dass die Einbeziehung der 

Ziele des Gender Mainstreaming und der 

Nichtdiskriminierung dazu beiträgt, die 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

in allen Schwerpunkten und Tätigkeiten 

des Programms zu fördern, auch unter 

Berücksichtigung des Europäischen 

Paktes für die Gleichstellung der 

Geschlechter (2011-2020). Um die Art, 

wie mit Gleichstellungs- und 

Nichtdiskriminierungsfragen im Rahmen 

der Programmaktivitäten umgegangen 

wird, zu bewerten, sollten die Aktivitäten 

regelmäßig kontrolliert und evaluiert 

werden. Die effektive Umsetzung des 

Grundsatzes der Gleichstellung von 

Männern und Frauen muss nach 

Geschlechtern aufgeschlüsselte Daten 

und Indikatoren sowie 

Gleichstellungsziele und -kriterien 

umfassen. 
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Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (18a) Die Kapitel „Gleichstellung der 

Geschlechter“ und 

„Nichtdiskriminierung“ des 

Gemeinschaftsprogramms für 

Beschäftigung und soziale Solidarität – 

PROGRESS sind in das Programm 

„Rechte und Unionsbürgerschaft“ 

einbezogen. Jedoch sollte das Programm 

der Europäischen Union für sozialen 

Wandel und soziale Innovation in seinen 

Aktivitäten darauf abzielen, die 

Erwerbsquote von Frauen und die 

Arbeitsbedingungen zu verbessern sowie 

eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und 

Privatleben zu fördern.  

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1– Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Gegenstand Mit dieser Verordnung wird 

ein Programm der Europäischen Union für 

sozialen Wandel und soziale Innovation 

(nachstehend „das Programm“) 

eingerichtet, das zur Umsetzung der 

Strategie Europa 2020, zur Erreichung 

seiner Kernziele und integrierten Leitlinien 

beitragen soll, indem es finanzielle 

Unterstützung für die Erreichung der Ziele 

der Europäischen Union im 

Zusammenhang mit der Förderung eines 

hohen Beschäftigungsniveaus, der 

Gewährleistung eines angemessenen 

sozialen Schutzes, der Bekämpfung von 

Armut und sozialer Ausgrenzung sowie der 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

bereitstellt. 

1. Mit dieser Verordnung wird ein 

Programm der Europäischen Union für 

sozialen Wandel und soziale Innovation 

(nachstehend „das Programm“) 

eingerichtet, das zur Umsetzung der 

Strategie Europa 2020, zur Erreichung 

seiner Kernziele und integrierten Leitlinien 

beitragen soll, indem es finanzielle 

Unterstützung für die Erreichung der Ziele 

der Europäischen Union im 

Zusammenhang mit der Förderung eines 

hohen Beschäftigungsniveaus, der 

Gewährleistung eines angemessenen 

sozialen Schutzes, der Bekämpfung von 

Armut und sozialer Ausgrenzung sowie der 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 

der besseren Vereinbarkeit von Beruf und 
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Privatleben bereitstellt und dabei stets das 

Ziel der Gleichstellung von Männern und 

Frauen und das Gender Mainstreaming 

im Blick behält. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Stärkung des Gefühls der 

Verantwortung für die Ziele der Union in 

den Bereichen Beschäftigung, Soziales 

und Arbeitsbedingungen bei den 

europäischen und nationalen 

Politikverantwortlichen sowie anderen 

interessierten Parteien, um konkrete und 

koordinierte Maßnahmen sowohl auf 

Ebene der Union als auch der 

Mitgliedstaaten zustande zu bringen; 

(a) Strategien für mehr Beschäftigung, 

der Gewährleistung von Sozial- und 

Arbeitsrechten bei den europäischen und 

nationalen Politikverantwortlichen sowie 

anderen interessierten Parteien 

vorantreiben und dabei stets das Ziel der 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

und das Gender Mainstreaming im Blick 

behalten, um konkrete und koordinierte 

Maßnahmen sowohl auf Ebene der Union 

als auch der Mitgliedstaaten zustande zu 

bringen; 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (da) Förderung von Arbeitsplätzen, die 

den Arbeitnehmern verschiedene 

Möglichkeiten bieten, ein gesundes 

Gleichgewicht zwischen Beruf und 

Privatleben zu erreichen. 
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Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Förderung von Beschäftigung und 

sozialer Eingliederung durch bessere 

Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von 

Mikrofinanzierungen für sozial schwache 

Gruppen und für Kleinstunternehmen 

sowie durch verbesserten Zugang zu 

Finanzierungsmitteln für 

Sozialunternehmen. 

(e) Förderung von Beschäftigung und 

sozialer Eingliederung durch bessere 

Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von 

Mikrofinanzierungen für sozial schwache 

Gruppen und für Kleinstunternehmen 

unter besonderer Berücksichtigung der 

Förderung der unternehmerischen 

Initiative bei Frauen sowie durch 

verbesserten Zugang zu 

Finanzierungsmitteln für 

Sozialunternehmen. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Gleichstellung von Frauen und 

Männern zu fördern und jede Form von 

Diskriminierung aus Gründen des 

Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 

Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Orientierung zu 

bekämpfen; 

(a) die Gleichstellung von Frauen und 

Männern zu fördern. Zu diesem Zweck 

werden die in der europäischen Strategie 

für die Gleichstellung von Frauen und 

Männern 2010-2015 gesetzten Ziele 

umgesetzt, insbesondere was die 

Förderung der wirtschaftlichen 

Unabhängigkeit von Frauen anbelangt, 

indem Anreize für die selbständige Arbeit 

und die Gründung von Unternehmen 

durch Frauen geschaffen, die 

Möglichkeiten der Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie erweitert und 

insbesondere die Gleichstellung in den 

Entscheidungsprozessen im politischen 

und wirtschaftlich-unternehmerischen 

Bereich verbessert werden. Dies sind 

nützliche und konkrete Formen, um die 

Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechts zu bekämpfen, die auch mit 

Maßnahmen zur Bekämpfung von 
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Diskriminierung aus Gründen der Rasse 

oder der ethnischen Herkunft, der Religion 

oder der Weltanschauung, einer 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Orientierung einhergehen müssen. Um die 

Armut in der Union und insbesondere bei 

den gefährdetsten Bevölkerungsgruppen 

wie Frauen und vor allem spezifischen 

Gruppen von Frauen wirksam zu 

bekämpfen, sollten integrierte 

Maßnahmen gefördert werden. Zu diesem 

Zweck sollte das Phänomen der Armut 

bekämpft werden, indem innovative 

Maßnahmen auf allen Ebenen, 

Investitionen in die sozialen 

Infrastrukturen und der verbesserte 

Austausch bewährter Verfahren gefördert 

werden.  

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  2a. Gegebenenfalls wird ein 

gleichstellungsorientierter Ansatz bei der 

Zuweisung der Mittel verfolgt.  

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Die Finanzierung von Programmen 

und Tätigkeiten, die die Rechte der Frau 

und die Gleichstellung der Geschlechter 

fördern, ist von entscheidender 

Bedeutung, um zu gewährleisten, dass die 

Programme der Union die aus dem 

Vertrag herrührenden Verpflichtungen 

zur Gleichstellung von Frauen und 

Männern widerspiegeln. Daher sollten die 
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Union, die Kommission und die 

Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Gender 

Budgeting, geschlechtsspezifische 

Analysen und Auswirkungen in allen 

Phasen des Verfahrens, einschließlich 

Projekte, Konzipierung, Umsetzung, 

Überwachung und Bewertung, 

genauestens berücksichtigt werden; 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Erhebung von Daten und Statistiken 

sowie Entwicklung gemeinsamer 

Methodiken, Klassifikationen, Indikatoren 

und Benchmarks; 

(a) Erhebung von Daten und Statistiken 

sowie Entwicklung gemeinsamer 

Methodiken, Klassifikationen, Indikatoren 

und Benchmarks, gegebenenfalls 

aufgeschlüsselt nach Geschlecht und 

Altersgruppe; 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Maßnahmen, um die individuelle 

Mobilität in der Union zu fördern, vor 

allem der Aufbau einer mehrsprachigen 

digitalen Plattform für den Abgleich von 

Stellenangeboten und Stellengesuchen, 

sowie gezielte Mobilitätsprogramme, um 

dort freie Stellen zu besetzen, wo Defizite 

auf dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden, 

und/oder um speziellen Gruppen von 

Arbeitskräften, wie jungen Menschen, zu 

helfen. 

4. Maßnahmen, um die individuelle 

Mobilität in der Union zu fördern, vor 

allem der Aufbau einer mehrsprachigen 

digitalen Plattform für den Abgleich von 

Stellenangeboten und Stellengesuchen, 

sowie gezielte Mobilitätsprogramme, um 

dort freie Stellen zu besetzen, wo Defizite 

auf dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden, 

und/oder um speziellen Gruppen von 

Arbeitskräften, wie jungen Menschen, 

Alleinerziehenden sowie Frauen und 

Männern, die wegen Betreuungsaufgaben 

Teilzeit arbeiten, zu helfen. 
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Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission sorgt gemeinsam mit 

den Mitgliedstaaten für die Kohärenz und 

Komplementarität der im Rahmen des 

Programms durchgeführten Aktivitäten mit 

anderen Maßnahmen der Union, vor allem 

jenen des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

und in Bereichen wie dem sozialen Dialog, 

Justiz und Grundrechte, allgemeine 

Bildungs-, Berufsbildungs- und 

Jugendpolitik, Forschung und Innovation, 

unternehmerische Initiative, Gesundheit, 

Erweiterung und Außenbeziehungen sowie 

allgemeine Wirtschaftspolitik. 

1. Die Kommission sorgt gemeinsam mit 

den Mitgliedstaaten für die Kohärenz und 

Komplementarität der im Rahmen des 

Programms durchgeführten Aktivitäten mit 

anderen Maßnahmen der Union, vor allem 

jenen des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

und in Bereichen wie dem sozialen Dialog, 

Justiz und Grundrechte, allgemeine 

Bildungs-, Berufsbildungs- und 

Jugendpolitik, Forschung und Innovation, 

unternehmerische Initiative, Gesundheit, 

Erweiterung und Außenbeziehungen sowie 

allgemeine Wirtschaftspolitik. Angesichts 

der wichtigen Rolle der Sozial- und 

Beschäftigungspolitik bei der Förderung 

der Gleichstellung von Männern und 

Frauen müssen die Kommission und die 

Mitgliedstaaten ferner gewährleisten, dass 

die Tätigkeiten des Programms mit der 

Gleichstellungspolitik der Union im 

Einklang stehen. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Um das Programm laufend zu überwachen 

und allfällig notwendige Änderungen der 

politischen und Finanzierungsprioritäten 

vorzunehmen, erstellt die Kommission alle 

zwei Jahre Monitoringberichte und 

übermittelt sie dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. Diese Berichte 

befassen sich mit den Ergebnissen des 

Programms und dem Umfang, in dem 

Fragen der Gleichstellung und der 

Nichtdiskriminierung, einschließlich 

Um das Programm laufend zu überwachen 

und allfällig notwendige Änderungen der 

politischen und Finanzierungsprioritäten 

vorzunehmen, erstellt die Kommission alle 

zwei Jahre Monitoringberichte und 

übermittelt sie dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. Diese Berichte 

befassen sich mit den Ergebnissen des 

Programms und dem Umfang, in dem die 

Grundsätze der Gleichstellung und des 

Gender Mainstreaming eingehalten 
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Fragen der Zugänglichkeit, im Zuge der 

Maßnahmen aufgeworfen wurden. 

wurden und Fragen der 

Nichtdiskriminierung, einschließlich 

Fragen der Zugänglichkeit, im Zuge der 

Maßnahmen und in allen Schwerpunkten 

des Programms aufgeworfen wurden. Die 

Daten sollten möglichst nach Geschlecht 

aufgeschlüsselt angegeben werden. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Aufbau und Verbreitung hochwertiger 

vergleichender analytischer Kenntnisse, 

damit die Beschäftigungs- und 

Sozialpolitik der Union sowie das 

Unionsrecht zu den Arbeitsbedingungen 

auf fundierten Fakten fußen und für die 

Bedürfnisse, Herausforderungen und 

Rahmenbedingungen in den einzelnen 

Mitgliedstaaten und den anderen 

teilnehmenden Ländern relevant sind; 

(a) Aufbau und Verbreitung hochwertiger 

vergleichender analytischer Kenntnisse, die 

entsprechend ausgerichtet sind, um auch 

die Auswirkungen horizontaler 

Maßnahmen wie die Förderung der 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

zu bemessen, damit die Beschäftigungs- 

und Sozialpolitik der Union sowie das 

Unionsrecht zu den Arbeitsbedingungen 

auf fundierten Fakten fußen und für die 

Bedürfnisse, Herausforderungen und 

Rahmenbedingungen in den einzelnen 

Mitgliedstaaten und den anderen 

teilnehmenden Ländern relevant sind; 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Finanzielle Unterstützung von 

Sozialpartnern und Organisationen der 

Zivilgesellschaft für 

Gleichstellungsprojekte und Forschung 

im Bereich Beschäftigung und soziale 

Inklusion auf Unions- und nationaler 

Ebene. 
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Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) im Unionsrecht vorgesehenen 

Fachstellen; 

(c) im Unionsrecht vorgesehenen 

Fachstellen unter besonderer 

Berücksichtigung der sektorspezifischen 

Agenturen, die für Themen wie Jugend, 

Ausbildung oder Gleichstellung der 

Geschlechter zuständig sind, wie die 

Europäische Agentur für Sicherheit und 

Gesundheit am Arbeitsplatz oder das 

Europäische Institut für 

Gleichstellungsfragen; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission wird von einem 

Ausschuss unterstützt. Dabei handelt es 

sich um einen Ausschuss im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

1. Die Kommission wird von einem 

Ausschuss unterstützt. Dabei handelt es 

sich um einen Ausschuss im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 182/2011. Die 

Zusammensetzung des Ausschusses 

spiegelt ein ausgewogenes 

Geschlechterverhältnis wider. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Aufbau von Diensten für die 

Einstellung und Vermittlung von 

Arbeitskräften durch den Abgleich von 

Stellenangeboten und Stellengesuchen auf 

europäischer Ebene; dies soll mit Blick auf 

die erfolgreiche Eingliederung der 

(b) Aufbau von Diensten für die 

Einstellung und Vermittlung von 

Arbeitskräften durch den Abgleich von 

Stellenangeboten und Stellengesuchen auf 

europäischer Ebene; dies soll mit Blick auf 

die erfolgreiche Eingliederung der 
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Bewerberin/des Bewerbers in den 

Arbeitsmarkt alle Vermittlungsphasen, von 

der Vorbereitung vor der Einstellung bis 

zur Unterstützung nach der Einstellung, 

einschließen. Solche Dienste müssen 

gezielte Mobilitätsprogramme umfassen, 

um freie Stellen zu besetzen, wo Defizite 

auf dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden, 

und/oder spezielle Gruppen von 

Arbeitskräften, wie junge Menschen, zu 

unterstützen. 

Bewerberin/des Bewerbers in den 

Arbeitsmarkt alle Vermittlungsphasen, von 

der Vorbereitung vor der Einstellung bis 

zur Unterstützung nach der Einstellung, 

einschließen. Solche Dienste müssen 

gezielte Mobilitätsprogramme umfassen, 

um freie Stellen zu besetzen, wo Defizite 

auf dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden, 

und/oder spezielle Gruppen von 

Arbeitskräften, wie junge Menschen, 

Alleinerziehende sowie Frauen und 

Männern, die wegen Betreuungsaufgaben 

Teilzeit arbeiten, zu unterstützen. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Personen, die ihren Arbeitsplatz 

verloren haben oder Gefahr laufen, ihn zu 

verlieren, oder die Schwierigkeiten mit 

dem Einstieg oder Wiedereinstieg in den 

Arbeitsmarkt haben; Personen, die von 

sozialer Ausgrenzung bedroht sind, oder 

sozial schwache Menschen, die beim 

Zugang zum herkömmlichen Kreditmarkt 

benachteiligt sind und die ein eigenes 

Kleinstunternehmen gründen oder 

ausbauen möchten; 

(a) Personen, die ihren Arbeitsplatz 

verloren haben oder Gefahr laufen, ihn zu 

verlieren, oder die Schwierigkeiten mit 

dem Einstieg oder Wiedereinstieg in den 

Arbeitsmarkt haben; Personen, die von 

sozialer Ausgrenzung bedroht sind, oder 

sozial schwache Menschen, die beim 

Zugang zum herkömmlichen Kreditmarkt 

benachteiligt sind und die ein eigenes 

Kleinstunternehmen gründen oder 

ausbauen möchten, unter besonderer 

Berücksichtigung der Förderung der 

unternehmerischen Initiative bei Frauen; 
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